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Meldungen

OB Krause gratuliert FC Bayern Frauen zum Supercup-Gewinn
(17.8.2026) Oberbürgermeister Dominik Krause beglückwünscht den Prä-
sidenten des FC Bayern München, Herbert Hainer, und das Frauen-Fuß-
ball-Team zum Gewinn des Supercups 2026: „Es ist mir eine große Freude, 
Ihnen im Namen der Landeshauptstadt München ganz herzlich zum 
Gewinn des Supercups zu gratulieren. Mit dem überzeugenden 3:0-Sieg 
gegen den VfL Wolfsburg hat die Mannschaft gleich im ersten Pflichtspiel 
der neuen Saison den ersten Titel geholt und damit eindrucksvoll dort wei-
tergemacht, wo sie nach dem Double aus Deutscher Meisterschaft und 
DFB-Pokal in der vergangenen Spielzeit aufgehört hat.
Dabei war der Weg zum Erfolg keineswegs selbstverständlich. Das Fehlen 
wichtiger Spielerinnen wie Giulia Gwinn, Lena Oberdorf und Sarah Zadrazil 
machte sich gerade in der Anfangsphase bemerkbar. Der VfL Wolfsburg 
setzte die Münchnerinnen zunächst unter Druck und machte es ihnen 
schwer, ihren gewohnten Rhythmus zu finden.
Doch erneut hat die Mannschaft gezeigt, was sie auszeichnet: Sie ließ sich 
von einem schwierigen Start nicht aus der Ruhe bringen, fand zunehmend 
besser ins Spiel und stellte schließlich eindrucksvoll ihre große Qualität, 
ihren Zusammenhalt und ihren Siegeswillen unter Beweis. Ein 3:0 gegen 
einen starken Konkurrenten wie den VfL Wolfsburg ist ein bemerkenswer-
tes Ausrufezeichen zum Start in die neue Saison und gibt Selbstvertrauen 
für die anstehenden Aufgaben in der Bundesliga, im DFB-Pokal und der 
Champions League.
Der Erfolg Ihrer Mannschaft ist auch ein Spiegelbild der hervorragenden 
Arbeit, die Sie, Ihre Trainer*innen und Ihre Betreuer*innen in den vergan-
genen Jahren geleistet haben. 
Für die bevorstehende Saison wünsche ich Ihnen weiterhin viel Erfolg, 
spannende Spiele und zahlreiche weitere Titel. Möge Ihre Leidenschaft für 
den Sport Sie auch in Zukunft zu neuen Höchstleistungen antreiben.“

„A Liad für d‘Wiesn“ für Deutschen Radiopreis nominiert
(17.8.2026) Mit dem Wettbewerb „A Liad für Bayerns Volksfeste und 
d’Wiesn“ ist der Radiosender Antenne Bayern mit der Landeshauptstadt 
München, Referat für Arbeit und Wirtschaft, München Tourismus und Ver-
anstaltungen, beim Deutschen Radiopreis 2026 in der Kategorie „Bestes 
Musikformat“ nominiert.
Der im Referat für Arbeit und Wirtschaft entwickelte und 2025 erstmals 
ausgetragene Wettbewerb will Musik entdecken, Bands und Kapellen 
eine große Bühne geben und die Menschen im Freistaat wählen lassen, 
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welcher Song das Zeug zur neuen Bierzelthymne hat. Damit soll Raum für 
regionale Musik entstehen – gerade in einem Umfeld, in dem Playlists häu-
fig von national und international etablierten Künstlern geprägt sind. Das 
mit Antenne Bayern entwickelte Format verbindet die große Reichweite 
des Radios mit echten Live-Momenten auf der Wiesn und anderen großen 
Volksfestbühnen in Bayern. So erhalten auch bislang unbekannte Musike-
rinnen und Musiker die Chance, ihre Songs einem Millionenpublikum zu 
präsentieren.
Dr. Christian Scharpf, Wiesnchef und Referent für Arbeit und Wirtschaft: 
„Wir wünschen uns mehr regionale Hits auf unseren Festen und wollen 
gleichzeitig der modernen, bayerischen Musikszene eine Plattform bieten. 
Das ist der gemeinsame Antrieb aller Partner bei diesem Projekt.“
Ralf Zinnow, Programmdirektor bei Antenne Bayern: „Bayern hat eine un-
glaublich vielfältige Musikszene. Mit diesem Format wollen wir genau den 
Künstlern eine Bühne geben, die vielleicht noch nicht jeden Tag im Radio 
stattfinden – deren Musik aber zu unserem Lebensgefühl und zu unseren 
Volksfesten gehört. Wenn aus einem Song aus dem Proberaum plötzlich 
ein Lied wird, das Tausende Menschen gemeinsam im Festzelt singen, 
dann zeigt das, was Radio bewegen kann. Dass diese Idee jetzt für den 
Deutschen Radiopreis nominiert ist, freut uns riesig.“
Partner des Wettbewerbs sind das Festival Brass Wiesn, der Verein Münch-
ner Brauereien, die Vereinigung der Münchner Wiesnwirte und der Festring 
München. Unterstützt wird das Projekt außerdem vom Münchner Schau-
steller Verein, den Oktoberfestkapellen sowie der Arbeitsgemeinschaft der 
kleinen Wiesnzelte. Die musikalische Schirmherrschaft übernahm letztes 
Jahr der Musiker Oimara, in diesem Jahr Michael Fenzl, der mit „Bier-
dringa“ die meisten Stimmen des Wettbewerbs 2025 auf sich vereinen 
konnte. In diesem Jahr gewann die Band Troglauer mit dem Lied „Bierzelt 
Legende“.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 17. August 2026

Ausweitung des Böllerverbots auf dichtbesiedelte Gebiete außerhalb 
des Mittleren Rings
Antrag Stadtrat Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 29.12.2025

„Sprachschätze heben: Mehrsprachigkeit der Erzieher*innen für die 
Münchner Kindl nutzen“
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Lyn Faltin, Nimet Gökmenoglu, 
Gunda Krauss, Sofie Langmeier, Mo Lüttig, Clara Nitsche und Sebastian 
Weisenburger (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste – Volt) vom 21.1.2026

Böllerverbot am Tierheim!
Antrag Stadtrats-Mitglieder Roland Hefter, Anne Hübner, Cumali Naz, Lena 
Odell und Micky Wenngatz (SPD-Fraktion) vom 23.2.2026

Wie lange noch – warten auf den St.-Nimmerleinstag an der Städti-
schen-Carl-Spitzweg-Realschule?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Alexandra Gaßmann, Heike Kainz und Jens 
Luther (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 4.3.2026

Ungültige Stimmen bei der Kommunalwahl 
Anfrage Stadträtin Dr. Evelyne Menges (Stadtratsfraktion der CSU mit 
FREIE WÄHLER) vom 25.3.2026

Polizeirepressionen beim Schulstreik gegen die Wehrpflicht?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Arif Haidary, Katharina Horn, Stefan Jagel, Lili-
ana Parente und Christian Schwarzenberger (Die Linke Fraktion im Münch-
ner Stadtrat) vom 21.5.2026

Sicher und sauber Silvester feiern, ohne Angst und Ärger
Antrag Stadtrats-Mitglieder Daniel Stanke, Markus Walbrunn und Iris Was-
sill (AfD) vom 8.1.2026
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Ausweitung des Böllerverbots auf dichtbesiedelte Gebiete außerhalb 
des Mittleren Rings
Antrag Stadtrat Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 29.12.2025

Antwort Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller:

Vielen Dank für Ihren Antrag vom 29.12.2025. 

In Ihrem Antrag vom 29.12.2025 fordern Sie eine Ausweitung des Böller-
verbots auf dichtbesiedelte Gebiete außerhalb des Mittleren Rings. 
Als dichtbesiedelte Gebiete sollen dabei neben dem Bereich innerhalb des 
Mittleren Rings alle Bereiche außerhalb des Mittleren Rings mit mehr als 
dreigeschossiger Bebauung gelten.
Die Grünanlagensatzung soll dahingehend ergänzt werden, dass in städti-
schen Grünanlagen während des Jahreswechsels das Abbrennen von Böl-
lern und Raketen untersagt wird.

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft jedoch eine laufende 
Angelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO 
dem Oberbürgermeister obliegt, weshalb eine beschlussmäßige Behand-
lung im Stadtrat rechtlich nicht möglich ist.

Zu Ihrem Antrag teilen wir Ihnen mit, dass sich die Landeshauptstadt Mün-
chen seit 2019 im Kontext zu Silvester intensiv mit der Problematik des Ab-
brennens und damit der Einschränkung von pyrotechnischen Gegenstän-
den der Kategorie 2 befasst. Trotz mehrfacher Schreiben, unter anderem 
an das Bundesinnenministerium, können die Kommunen auch weiterhin 
das Abbrennen von Silvesterfeuerwerk aufgrund der aktuellen Gesetzes-
lage derzeit nicht verbieten, sondern allenfalls einschränken.

In diesem Zusammenhang darf ich Sie auch auf die bereits ergangenen 
Beschlüsse des Stadtrats der Landeshauptstadt München, welche Sie im 
Ratsinformationssystem der Landeshauptstadt München unter folgenden 
Überschriften und Internetadressen einsehen können, aufmerksam ma-
chen.

„Schaffung rechtlicher Voraussetzungen zur Einrichtung von Feuerwerks-
verbotszonen in München“ (im Kreisverwaltungsausschuss am 23.7.2019 
behandelt). https://risi.muenchen.de/risi/sitzungsvorlage/detail/5390066

https://risi.muenchen.de/risi/sitzungsvorlage/detail/5390066
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„Feuerwerk im Stadtgebiet weiter einschränken. Tiere im Tierpark Hella- 
brunn durch örtliche Abbrennverbote von pyrotechnischen Gegenständen 
und Grillverbote im unmittelbaren Umfeld des Tierparks besser schützen“ 
(im Kreisverwaltungsausschuss am 17.11.2020 behandelt). 
https://risi.muenchen.de/risi/sitzungsvorlage/detail/6125903

„Entscheidungsrecht über Silvesterfeuerwerke auf die Kommunen übertra-
gen“ (8.1.2025) https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/8854786

Ebenfalls verweisen wir vollumfänglich auf folgenden Stadtratsantrag:
„Böllerverbot auch in dichtbesiedelten Gebieten außerhalb des Mittleren 
Rings“ und „Grünflächen schützen: Feuerwerk in Grünanlagen unterbin-
den“ (9.1.2024) https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/8206182

In diesem wurde bereits am 9.1.2024 ein ähnlicher Antrag gestellt, mit 
dem Ziel eines Böllerverbots auch in dichtbesiedelten Gebieten außerhalb 
des Mittleren Rings und ein Feuerwerksverbot in den Grünanlagen zu er-
lassen.
An den damaligen (rechtlichen) Gründen, warum ein Böllerverbot bzw. Feu-
erwerksverbot nicht erlassen wird, hat sich bis zum heutigen Tage nichts 
geändert.

Ihre zusätzlichen Ausführungen, dass ein Feuerwerksverbot zum Schutz 
der Haus- und Wildtiere, der Gesundheitsbelastung durch umweltschädli-
che Stoffe und Retraumatisierungen von Menschen in München, die aus 
Kriegsgebieten kommen, erforderlich sei, führen zu keinem anderen Er-
gebnis.

Der Bundesgesetzgeber hat das Abbrennen von Silvesterfeuerwerk am 
31.12. und am 1.1. eines jeden Jahres grundsätzlich ausdrücklich erlaubt 
(§ 23 Abs. 2 Satz 2 1. SprengV).

Die Annahmen einer Gefahr im Sinne des § 32 Abs. 1 SprengG als Voraus-
setzung für ein Verbot muss auf objektive Tatsachen gestützt werden, die 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht vorliegen. Das Abbrennverbot um den Tier-
park Hellabrunn ist nur aufgrund der Besonderheiten der Tierarten – unter 
anderem von vom Aussterben bedrohten Tieren – und der vor allem licht- 
und schalldurchlässigen Bauweise vieler Gebäude im Tierpark als auch von 
Tiergehegen, die keine festen Bauten/Unterkünfte haben, zum Schutz die-
ses besonders wertvollen Tierbestands erforderlich und notwendig. 

https://risi.muenchen.de/risi/sitzungsvorlage/detail/6125903
https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/8854786
https://risi.muenchen.de/risi/antrag/detail/8206182
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Als Fazit bleibt somit festzuhalten, dass weitere Abbrennverbote für Sil-
vesterfeuerwerk in der Landeshauptstadt München nach § 32 SprengG 
aufgrund der aktuellen Gesetzeslage nicht möglich sind, da die Tatbestand-
voraussetzungen des Gesetzes nicht erfüllt sind.
Bisherige Versuche der Landeshauptstadt München, den Gesetzgeber zu 
einer Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen zu bewegen, waren 
bislang erfolglos.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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„Sprachschätze heben: Mehrsprachigkeit der Erzieher*innen für die 
Münchner Kindl nutzen“
Antrag Stadtrats-Mitglieder Anja Berger, Lyn Faltin, Nimet Gökmenoglu, 
Gunda Krauss, Sofie Langmeier, Mo Lüttig, Clara Nitsche und Sebastian 
Weisenburger (Fraktion Die Grünen – Rosa Liste – Volt) vom 21.1.2026

Antwort Stadtschulrat Florian Kraus:

Mit Ihrem Antrag vom 21.1.2026 baten Sie das Referat für Bildung und 
Sport darum, „mehrsprachige Angebote in den Münchner Kindertages-
einrichtungen für die Münchner Kindl zu implementieren und dabei die 
vorhandenen Fremdsprachenkompetenzen der pädagogischen Fachkräfte 
gezielt einzubeziehen. Ziel ist es, weitere Sprachen spielerisch in den 
Kita-Alltag zu integrieren und damit die frühkindliche Sprachentwicklung 
nachhaltig zu fördern. Ferner soll das städtische Angebot an bilingualen 
Kitas bedarfsgerecht und strategisch erweitert werden.“

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, teile ich Ihnen auf diesem Weg zum o.g. 
Antrag Folgendes mit:

Der Städtische Träger des Geschäftsbereichs KITA betont in der Trägerkon-
zeption die Anerkennung und Wertschätzung von Vielsprachigkeit in den 
Kindertageseinrichtungen. Zudem wurde 2024 ein Leitfaden „Mehrspra-
chigkeit verbindet“ veröffentlicht. Dieser zielt darauf ab, Mehrsprachigkeit 
als integralen Bestandteil der frühkindlichen Bildung zu verankern und da-
mit den europäischen Gedanken zu stärken und demokratische Werte zu 
leben. 

Das Konzept einer zwei- oder mehrsprachigen Kindertageseinrichtung kann 
vielfältig sein. Auch Konzepte mit weniger Umfang leisten einen wertvollen 
Beitrag mehrsprachiger Bildung. Die Integration verschiedener Sprachres-
sourcen erfolgt sowohl im Alltag als auch durch gezielte Angebote.

Handlungsempfehlungen für die Praxis sollen unterstützen, Sprachkompe-
tenzen der Kinder zu fördern und Mehrsprachigkeit als verbindendes Ele-
ment zu leben. 

Hier einige Beispiele:
	- 	Integration der Familiensprachen (z.B. Vorlesen in verschiedenen Spra-
chen, mehrsprachige Bilderbücher)

	- 	Wertschätzung aller Herkunftssprachen (gleichberechtigte Teilhabe)
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	- 	Gestaltung von Sprachanlässen im Alltag (Bedeutung der Fach-
kraft-Kind-Interaktion)

	- 	Bilinguale Angebote (gezielte Sprachförderung)
	- 	Rituale und Routinen (Lieder, Reime, kulturelle Anlässe)
	- 	Zusammenarbeit mit den Familien (Informationen, Austausch, Eltern- 
cafés, pädagogische Angebote)

Élysée-Kitas beim Städtischen Träger bieten Französisch-Schnupperkurse 
an, um einen ersten Kontakt zur Sprache und Kultur des Nachbarlandes zu 
ermöglichen. In Kleingruppen mit gezielten Angeboten oder festen Rou-
tinen durch eine weitere Sprache zu begleiten ist ebenso bereichernd für 
die Kinder, wenn nicht der Erwerb der Sprache, sondern die Freude, Entde-
ckung und interkulturelle Begegnung im Vordergrund stehen.

Nach diesem Prinzip arbeiten auch zahlreiche weitere Kitas mit anderen 
Sprachen als Französisch. So kamen in den letzten 10 Jahren etliche spa-
nische Fachkräfte durch Personalgewinnungsprojekte, die nun mit großer 
Begeisterung ihre sprachlichen und kulturellen Ressourcen einbringen. In 
regelmäßigen Vernetzungstreffen tauschen sich die Fachkräfte zu Metho-
den aus, teilen Erfahrungen und lernen neue Sprachvermittlungskonzepte. 

Die Zusammenarbeit zwischen dem Städtischen Träger und dem Pädago-
gischen Institut – Zentrum für Kommunales Bildungsmanagement ermög-
licht die kontinuierliche Entwicklung praxisorientierter Fortbildungsformate, 
die auf aktuellen Erkenntnissen basieren. Zudem bestehen Kooperationen 
mit Fachakademien und Hochschulen, die die Ausbildung der Fachkräfte 
bereichern. Fachkräfte haben über die Plattform WiLMA Zugang zu zahlrei-
chen Fachtexten und Links zur Weiterbildung. Die Abteilung Pädagogik und 
Grundsatz im Städtischen Träger bietet Unterstützung bei der Implemen-
tierung und weiteren Anliegen rund um Mehrsprachigkeit. Durch gezielte 
Fortbildungen, Workshops und Präsentationen wird sichergestellt, dass alle 
Mitarbeitenden auf dem neuesten Stand sind und Mehrsprachigkeit als 
wertvolle Ressource erkennen.

Maßnahmen: 
	- 	Implementierung des Leitfadens „Mehrsprachigkeit verbindet“
	- 	10 Élysée-Kitas
	- 	Kooperation mit dem Institut Français
	- 	Austauschprogramm des Deutsch-Französischen Jugendwerks Élysée-
Prim 

	- 	Ausbau bilingualer spanischer Angebote
	- 	Personalgewinnungsprojekte aus dem Ausland (Spanien und Italien)
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	- 	Verankerung von Mehrsprachigkeit in den Hauskonzeptionen
	- 	Fortbildungsangebote des Pädagogischen Instituts – Zentrum für Kom-
munales Bildungsmanagement

	- 	Beratungsangebote und Workshops der Fachberatung 
	- 	Internationale Begegnungen durch Erasmus+Projekte (in coming und out 
going)

	- 	Internationale Praktikant*innen in den Kitas 

Ich bitte um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen und gehe da-
von aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Böllerverbot am Tierheim!
Antrag Stadtrats-Mitglieder Roland Hefter, Anne Hübner, Cumali Naz, Lena 
Odell und Micky Wenngatz (SPD-Fraktion) vom 23.2.2026

Antwort Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller:

Vielen Dank für Ihren Antrag vom 23.2.2026. 

Sie beantragen, eine Möglichkeit zu finden, wie ab dem Jahreswechsel 
2026/2027 ein Böllerverbot rund um das Tierheim München verhängt 
werden kann. Auch wird eine Allgemeinverfügung nach dem Vorbild Starn-
bergs vorgeschlagen. Es wird davon ausgegangen, dass es sich hier nicht 
nur um ein Böllerverbot, sondern auch um ein Feuerwerksverbot, ähnlich 
dem Tierpark, handeln soll.

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft jedoch eine laufende 
Angelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO 
dem Oberbürgermeister obliegt, weshalb eine beschlussmäßige Behand-
lung im Stadtrat rechtlich nicht möglich ist.

Zu Ihrem Antrag teile ich Ihnen Folgendes mit:

Bereits im Zusammenhang mit dem Feuerwerksverbot rund um den Tier-
park Hellabrunn zum Jahreswechsel 2025/2026 fand eine umfangreiche 
Prüfung der in Frage kommenden Rechtsgrundlagen statt, wobei Feuer-
werksverbote sowohl für den Tierpark als auch das Münchner Tierheim 
geprüft wurden. Nach intensiver rechtlicher Prüfung ist es jedoch derzeit 
weiterhin nicht möglich, ein rechtskonformes Verbot auch für das Tierheim 
oder gleichwertige Einrichtungen auszusprechen: 

Ob es dennoch möglicherweise zu einem Verbot zum Jahreswechsel 
2026/2027 kommen könnte, hängt von den Bestrebungen der jetzigen 
Bundespolitik ab. Bereits 2025 war ein Verbot von privatem Silvesterfeu-
erwerk ein Thema bei der Innenministerkonferenz. Eine Einigung konnte 
damals jedoch nicht erzielt werden. Der aktuelle Bundesinnenminister 
Alexander Dobrindt äußerte seinerzeit in den Medien, das Thema im Jahr 
2026 nochmal aufzugreifen. In der Vergangenheit hatte sich die Landes-
hauptstadt München mehrmals dafür eingesetzt, dass die rechtlichen Rah-
menbedingungen auf Bundesebene geändert werden und den Kommunen 
ein größerer Handlungsspielraum gegeben wird.
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Sofern es zu keiner Änderung der Rechtslage auf Bundesebene kommt, 
wird das Kreisverwaltungsreferat für den Jahreswechsel 2027/2028 noch-
mals intensiv die Rechtslage anhand der Erkenntnisse des Jahreswechsels 
2026/2027 prüfen. Hierfür ist beabsichtigt, das Tierheim bereits im Vorfeld 
proaktiv im Rahmen des Untersuchungsgrundsatzes in die notwendige 
detaillierte Erkenntniserhebung einzubeziehen. Hierfür wurden in einem 
ersten Schritt die bereits durch das Tierheim vorgelegten Erkenntnisse 
durch das Veterinäramt geprüft und festgestellt, dass die Aufzeichnungen 
so nicht substantiiert genug sind, um einen tatsächlichen Schaden bzw. ein 
tatsächlich andauerndes Leiden im Sinne der Rechtsprechung abzuleiten 
und nachzuweisen. Gemeinsames Ziel aller Beteiligten ist es, eine aussa-
gekräftige Dokumentation zu generieren, um eine im Sinne der einschlägi-
gen Rechtsvorschriften rechtssichere Entscheidung treffen zu können.

Insgesamt anders zu beurteilen ist das Feuerwerksverbot rund um den 
Tierpark Hellabrunn:
Die Allgemeinverfügung über das Feuerwerksverbot rund um den Tierpark 
Hellabrunn 2025/2026 stützt sich – genau wie die Allgemeinverfügung der 
Stadt Starnberg – auf § 32 SprengG. Im Sonderfall des Tierparks konnte 
aufgrund des unstrittig sehr wertvollen Tierbestandes auch im Hinblick auf 
Zucht- und Erhaltungsprogramme sowie bereits dokumentierter tatsächli-
cher Schadensfälle (u.a. zu Tode gekommene Tiere) ein Feuerwerksverbot 
erlassen werden. Hinzu kommt, dass in unmittelbarer Nähe zum Tierpark 
regelmäßig Feuerwerk abgebrannt wird; dies ist beim Tierheim München 
aufgrund seiner räumlich isolierten Lage hingegen nicht der Fall.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist
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Wie lange noch – warten auf den St.-Nimmerleinstag an der Städti-
schen-Carl-Spitzweg-Realschule?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Alexandra Gaßmann, Heike Kainz und Jens 
Luther (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 4.3.2026

Antwort Stadtschulrat Florian Kraus:

Auf Ihre Anfrage vom 4.3.2026 nehme ich Bezug.

Sie haben Ihrer Anfrage folgenden Text vorausgeschickt: 
„An der städtischen Carl-Spitzweg-Realschule an der Pfarrer-Grimm-Straße 
in Untermenzing mussten vor mehr als zweieinhalb Jahren die Fachlehr-
säle und Vorbereitungsräume in den Fächern Chemie, Physik und Werken 
durch einen Wasserschaden aus der Nutzung genommen werden. Dies 
führte unter anderem dazu, dass die praktischen Unterrichtsanteile in den 
Fächern überhaupt nicht durchgeführt werden konnten. Seither wurde der 
Schulfamilie durch die Stadtverwaltung immer wieder versprochen, dass 
die notwendigen Instandsetzungsarbeiten bald erfolgen und abgeschlos-
sen werden. Aber dies waren immer nur vage Versprechungen, die Repara-
turarbeiten dauern immer noch an, nach Angabe bis Ende April. 
Ähnlich verhält es sich bei der Besetzung der Stelle des Schuldirektors/-in. 
Zwar steht seit längerem fest, wer diese Funktion erhalten soll, jedoch 
wird nicht mitgeteilt, wann genau der neue Direktor/-in kommt. Die kom-
missarische Schulleitung, die seit letztem Herbst im Amt ist, kann aber 
nicht zum Dauerzustand werden. Dies belastet zunehmend auch das Kolle-
gium. 
‚Last but not least‘ kommt dazu, dass das Schul-Sekretariat seit mehr als 
4 ½ Jahren personell unterbesetzt ist und eine durchgehende Präsenz 
nicht gewährleistet ist.“

Zu den von Ihnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1: 
Was ist die Ursache für die ständigen Verspätungen bei der Sanierung und 
Instandsetzung der Fachlehrsäle? 

Antwort: 
In den Sommerferien 2023 kam es aufgrund einer Brandstiftung zu einem 
massiven Wasserschaden im Fachlehrsaalbereich. Durch die Hitzeentwick-
lung im Chemievorbereitungsraum ist die Wasserleitung der Augendusche 
geschmolzen. Vom Wasseraustritt waren im Erdgeschoss insgesamt 
6 Räume betroffen. Jeweils ein Vorbereitungsraum und ein Fachlehrsaal 
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der Fachschaften Biologie, Physik und Chemie. Im Untergeschoss waren 
ebenfalls 6 Räume betroffen (2 Werkräume, 3 Klassenzimmer und 1 Ser-
verraum).

Nach Freigabe der betroffenen Räume durch die Polizei und die Gutachter 
der Brandversicherung im Oktober 2023 erfolgten die Rückbauarbeiten 
und die Ermittlung des kompletten Schadensumfangs bis zu den Pfingst-
ferien 2024 – u.a. erfolgten lärmintensive Arbeiten in den Ferienzeiten 
(z.B. Abbruch Estrich in den Weihnachtsferien). Die Wiederherstellung der 
Fachlehrsäle verzögerte sich, da während der Bauausführung wiederholt 
Vandalismusschäden (z.B. mutwillige Zerstörung von Lüftungsinstallatio-
nen), sowie mehrfacher Terminverzug und mangelhafte Bauausführungen 
bei Firmen im Bauablauf und der Montage aufgetreten sind. Die geplante 
Übergabe zu den Sommerferien 2025 war durch die Verzögerungen und 
die nachfolgende Montage der umfangreichen Laborausstattung nicht 
mehr möglich, die Inbetriebnahme musste auf Februar 2026 angepasst 
werden.

Anfang September 2025 ereignete sich ein erneuter Wasserschaden im 
Untergeschoss des Gebäudes. Ursache hierbei war ein undichter Verbin-
der an der neu gebauten Anschlussleitung eines Waschbeckens in einem 
Werkraum. Die geplante Nutzungsaufnahme der Klassenräume im UG 
zum Schuljahresbeginn 2025/26 war daher ebenfalls nicht möglich, da im 
betroffenen Bereich der komplette Bodenaufbau und die Gipskartonwände 
erneut rückgebaut und neu erstellt werden mussten. Durch sofortiges Re-
agieren konnte der Schadensumfang reduziert werden und der Wiederauf-
bau in einer sehr kurzen Bauzeit umgesetzt werden. 

Frage 2: 
Wann kann die Carl-Spitzweg-Realschule „verbindlich“! mit der Sanierung 
und Instandsetzung der Fachlehrsäle rechnen?

Antwort: 
Die Fachlehrsäle im EG sind fertiggestellt. Die Einweisung und Übergabe 
an die Fachschaft erfolgten am 24.2.2026. 

Die Unterrichtsräume im UG können seit dem 13.4.2026 wieder genutzt 
werden. 

Frage 3: 
Wann wird die Schulfamilie über die jetzt Ende April vorgesehene Fertig-
stellung und Einweisung der Fachlehrsäle und Vorbereitungsräume infor-
miert? 
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Antwort: 
Die Schulfamilie wurde jeweils frühzeitig über die wieder gegebene Nut-
zungsmöglichkeit der Fachlehrsäle und Vorbereitungsräume im EG und UG 
informiert. 

Frage 4: 
Was ist die Ursache für die Nichtbesetzung der Stelle der Schulleitung? 

Antwort: 
Die Schulleitung der städtischen Carl-Spitzweg-Realschule ging am 
31.7.2025 in den Ruhestand. Eine Direktbesetzung mit einer bestimmten 
Person war nicht vorgesehen, sodass die Stelle fristgerecht stadtweit 
ausgeschrieben wurde. Aufgrund besonderer individueller Gegebenhei-
ten bei den sich Bewerbenden kam es zu einer längeren Bearbeitungszeit 
im Besetzungsverfahren. Nach Klärung dieser Gegebenheiten konnte im 
Leistungsvergleich eine Person zur Übernahme der Schulleitungsfunktion 
ausgewählt werden.

Die Stelle wurde während der Vakanz in Vertretung von einem Konrektor 
ausgefüllt, der seinerseits zwei erweiterte Schulleitungen als Unterstüt-
zung an seiner Seite hatte.

Frage 5: 
Wann ist mit einer Besetzung der vakanten Stelle der Schulleitung „ver-
bindlich“ zu rechnen? 

Antwort: 
Das Stellenbesetzungsverfahren konnte zwischenzeitlich abgeschos-
sen werden (siehe Frage 4). Die neue Schulleitung hat ihren Dienst am 
13.4.2026 an der Schule aufgenommen.

Frage 6: 
Was ist die Ursache für die dauerhaft mangelnde Besetzung des Sekretari-
ats? 

Antwort: 
An der Städt. Carl-Spitzweg-Realschule gibt es eine Vollzeitleitungsstelle 
mit 39 Wochenstunden, welche seit Jahren durch zwei Personen als ge-
teilte Sekretariatsleitungen besetzt ist. Eine Sekretariatsleitung ist aus-
schließlich in Remote tätig, was mit der bisherigen Schulleitung abgespro-
chen war. Die Beschäftigte hat gekündigt und die Stelle zum 31.3.2026 
verlassen. Die zweite Sekretariatsleitung war bisher teilzeitbeschäftigt 
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und ist seit dem 1.1.2026 in Vollzeit tätig. Die Leitungsstelle war demnach 
durchgehend besetzt.
Die nicht durchgängig Besetzung des Sekretariats vor Ort hatte den Hinter-
grund, dass eine der Sekretariatskräfte mit Genehmigung der bisherigen 
Schulleitung ausschließlich in Remote gearbeitet hat und bei der zweiten 
Sekretariatskraft temporäre Abwesenheitszeiten angefallen sind.

Frage 7: 
Wie kann sichergestellt werden, dass in Zukunft eine durchgehende Prä-
senz im Sekretariat der Carl-Spitzweg-Realschule vorhanden ist. 

Antwort: 
Eine zwischenzeitlich durchgeführte stadtinterne Ausschreibung zur Beset-
zung des Stellenanteils der wegen Kündigung ausscheidenden Sekretari-
atskraft blieb mangels geeigneter Bewerbungen leider ohne Erfolg. Da nun 
auch die zweite Sekretariatskraft die Schule verlässt, erfolgte eine erneute 
Ausschreibung, diesmal in Vollzeit. Im Rahmen dieser Ausschreibung 
konnte eine Person für die Stelle gewonnen werden. Der Dienstantritt ist 
für den 1.6.2026 anvisiert.
Hierbei ist anzumerken, dass sich die personelle Ausstattung des Sekre-
tariats an den allgemeinbildenden Schulen an der Schüler*innenzahl ori-
entiert und die Ausstattung nach aktueller Prüfung mit einer VZÄ (Vollzeit-
stelle mit 39 Wochenstunden) sachgerecht ist.
Eine durchgehende Präsenz im Sekretariat bei nur einer Person kann zwar 
nicht in Gänze sichergestellt werden. Der neuen Schulleitung stehen aber 
unterschiedliche Möglichkeiten zur Verfügung, die Präsenz im Sekretariat 
zu steuern und die Anwesenheitszeiten zu optimieren, so z.B. feste Öff-
nungszeiten und Schließzeiten, eine den dienstlichen Bedürfnissen ange-
passte Inanspruchnahme von Homeoffice oder eine Unterstützung durch 
eine*n Auszubildende*n der LHM etc.

Ich bitte um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen und gehe da-
von aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Ungültige Stimmen bei der Kommunalwahl 
Anfrage Stadträtin Dr. Evelyne Menges (Stadtratsfraktion der CSU mit 
FREIE WÄHLER) vom 25.3.2026

Antwort Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller:

Vielen Dank für Ihre Anfrage vom 25. März 2026, in der Sie Folgendes aus-
führen:
„Die Kommunalwahlen, insbes. Stadtrat und Bezirksausschuss, bergen 
durch die Vielzahl der Kandidaten und der unterschiedlichen Wahlmöglich-
keiten wie Panaschieren und Kumulieren Fehlerquellen. Für die Stadtrats-
wahl wurden insgesamt 11.736 ungültige Stimmzettel festgestellt. Das 
sind maximal 80 x 11.736 = 938.880 verlorene Stimmen, und das obwohl 
sowohl das KVR als auch die Parteien und die Medien über das Wahlsys-
tem ausführlich informiert haben. Um hier in Zukunft Fehler möglicher-
weise vermeiden zu können, müssen die Fehler dargelegt werden.“ 

Erlauben Sie mir, bevor ich Ihre Fragen im Einzelnen beantworte einige Vor-
bemerkungen:

Der Anteil der ungültigen Stimmzettel bei der Wahl des Stadtrats in Mün-
chen lag bei 2% aller abgegebenen Stimmzettel. Damit belegt München 
nach Rosenheim den zweiten Platz unter den kreisfreien Städten mit dem 
niedrigsten Anteil ungültiger Stimmzettel bei der Stadtratswahl. Bayernweit 
betrug der Anteil ungültiger Stimmzettel bei den Wahlen zu den Stadträten 
der kreisfreien Städte und der Kreistage 2,5%.  

Im Vergleich zu den nächstgrößeren bayerischen Städten ist der Anteil in 
München relativ gering: Nürnberg verzeichnete 3% (vorläufiges Ergebnis) 
und Augsburg 2,6%. Auch im Landkreis München lag der Anteil ungültiger 
Stimmzettel mit 2,9% höher. 

Die in den folgenden Antworten genannten Zahlen aus der Landeshaupt-
stadt München stammen mit Ausnahme der Zahl der behandelten Stimm-
zettel aus der Ergebnispräsentation auf www.wahlen-muenchen.de.

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen: 

Frage 1: 
Das Kreisverwaltungsreferat (KVR) wird gebeten, die Art der Fehler darzu-
stellen, die zu ungültigen Stimmzetteln führen, wie beispielsweise:
	- Mehr als 80 Stimmen verteilt durch zu viele 3’er.

http://www.wahlen-muenchen.de
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	- Fehlerhafte Kennzeichnungen.
	- Kommentierungen auf dem Stimmzettel.
Es wäre wünschenswert, diese Fehler durch Beispiele anhand der ungülti-
gen Stimmzettel zu veranschaulichen.

Antwort:
Ziffer 72 der Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern, für Sport und Integration vom 24. Oktober 2024 (Az. B1-1367-3-37, 
BayMBl. Nr. 534) zeigt die verschiedenen Fälle auf, die zu gültigen und un-
gültigen Stimmzetteln führen.

Nach §§ 83 und 85 der Wahlordnung für die Gemeinde- und die Landkreis-
wahlen (Gemeinde- und Landkreiswahlordnung – GLKrWO) ist die Stimm-
vergabe unter anderem ungültig, wenn:

	- 	Der Stimmzettel nicht amtlich hergestellt oder für einen anderen Wahl-
kreis gültig ist.

	- 	Der Stimmzettel nicht gekennzeichnet ist oder bei der Briefwahl in einem 
Stimmzettelumschlag fehlt.

	- 	Der Stimmzettel ein besonderes Merkmal aufweist oder einen Zusatz 
oder Vorbehalt enthält.

	- 	Der Wille der abstimmenden Person nicht zweifelsfrei erkennbar ist.
	- 	Mehr als ein Wahlvorschlag in der Kopfleiste gekennzeichnet ist, wo-
durch die Gesamtstimmenzahl überschritten wurde.

	- 	Bei Einzelstimmvergabe die zur Verfügung stehende Gesamtstimmen-
zahl überschritten wurde.

	- 	Eine sich bewerbende Person mehr als drei Stimmen erhalten hat, hin-
sichtlich der weiteren Stimmen für diese Person (Nr. 1 und 2 bleiben 
unberührt und führen nicht allein zur Ungültigkeit des gesamten Stimm-
zettels).

Bis auf die Fälle der falschen Stimmzettel (erster Fall) sind alle diese Kon-
stellationen häufig vertreten. Es wurden 4.561 leere Stimmzettel und 
Stimmzettelumschläge ohne Stadtratsstimmzettel bei der Briefwahl ver-
zeichnet. Die übrigen 7.175 ungültigen Stimmzettel verteilen sich auf die 
anderen genannten Gründe. Das Wahlrecht sieht hier nur eine schriftliche 
Dokumentation des Beschlussergebnisses auf dem Stimmzettel vor. 
Diese Stimmzettel werden dem Wahlausschuss zur Feststellung des ab-
schließenden Ergebnisses vorgelegt und anschließend an die Aufsichtsbe-
hörde übergeben, was demnächst erfolgen wird.
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Frage 2: 
In welchem Verhältnis sind diese ungültigen Stimmzettel bei der Briefwahl 
und bei der Urnenwahl entstanden? 

Antwort:

Frage 3: 
Kann man die ungültigen Stimmzettel bestimmten Parteien zurechnen? 

Antwort:
Nein. Ungültige Stimmzettel können nicht bestimmten Parteien zugeord-
net werden. Bei der Auswertung wird lediglich die Eigenschaft als ungültig 
erfasst.

Frage 4: 
Gibt es Stadtbezirke, in denen eine auffallend hohe Quote an ungültigen 
Stimmzettel zu verzeichnen waren?
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Antwort:
Die Anteile ungültiger Stimmzettel liegen in allen Stadtbezirken unter den 
Werten der genannten Großstädte in Bayern sowie des Landkreises Mün-
chen. Hier sind die Anteile:

Frage 5: 
Werden Stimmzettel, die als ungültig bewertet werden, nochmals von der 
Wahlkommission überprüft? 

Antwort:
Die Wahlleitung hat im Rahmen der Ergebnisprüfung sowohl komplette 
Neuauszählungen als auch eine erneute Beschlussfassung durch Er-
satz-Wahlvorstände angeordnet, wenn bei der Ermittlung der Wahlergeb-
nisse durch die ursprünglichen (Brief-)Wahlvorstände Fehler festgestellt 
wurden. Dem Wahlausschuss lagen in seiner Sitzung am 19.3.2026 alle 
16.649 beschlussmäßig behandelten Stimmzettel zur Prüfung vor. Diese 
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werden anschließend zur weiteren Prüfung der Aufsichtsbehörde überge-
ben.

Abschließend möchte ich noch feststellen, dass mittels des bei dieser 
Wahl erfolgreichen erprobten Tools (WES) zur digitalen Auswertung der 
Stimmzettel eine deutlich optimierte Unterstützung der Wahlvorstände bei 
der Bewertung der Stimmzettel festzustellen war und das Kreisverwal-
tungsreferat in Zusammenarbeit mit dem IT-Referat deshalb anstrebt, die 
IT-unterstützte Auswertung von Stimmzetteln ab 2028 bei allen Wahlen und 
Abstimmungen in der Landeshauptstadt München den Wahlvorständen zur 
Verfügung zu stellen
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Polizeirepressionen beim Schulstreik gegen die Wehrpflicht?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Arif Haidary, Katharina Horn, Stefan Jagel, Lili-
ana Parente und Christian Schwarzenberger (Die Linke Fraktion im Münch-
ner Stadtrat) vom 21.5.2026

Antwort Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller:

Ich komme zurück auf Ihre Anfrage vom 21.5.2026. 

Sie nehmen darin Bezug auf die Durchführung einer Versammlung vom 
5.3.2026 und eine weitere Versammlung vom 8.5.2026 jeweils mit dem 
Thema „Schulstreik gegen die Wehrpflicht! Für Politik, die auf Frieden, 
Deeskalation und Abrüstung setzt! Nie wieder Krieg – Nie wieder Faschis-
mus! Gegen Rassismus, Sexismus, Repression und übergriffige Schullei-
ter!“. 

Dazu teilen Sie u.a. mit, dass im Zusammenhang mit diesen Demonstra-
tionen in München Schüler*innen zum wiederholten Mal auf die Straße 
gingen, um ein Zeichen gegen die Militarisierung zu setzen. Am 8. Mai war 
Ihre Fraktion vor Ort, um das Demonstrationsgeschehen zu beobachten. 

Dabei nahmen Sie wahr, dass die Demonstration zunächst von einem gro-
ßen Aufgebot der Polizei begleitet worden sei. Während der Demonstration 
seien regelmäßig Bilder von den Jugendlichen gemacht worden und vor 
allem Schilder mit der Aussage „Merz stirb doch selbst an der Ostfront“ 
fotografiert worden. Am Ende der Versammlung am Rosa-Luxemburg Platz 
sei eine 20-jährige Schülerin, die sich am Rande der Kundgebung befand, 
von mehreren Polizeikräften zur Identitätsfeststellung abgeführt worden. 
Darauf kam es von Seiten der Schüler*innen zu Solidaritätsaktionen, die 
die Polizei mit Schlagstöcken beantwortet habe, was zu mindestens zwei 
Verletzungen bei den Demonstrierenden geführt habe. 

Schon beim Schulstreik am 5. März seien Schüler*innen von der Polizei 
eingeschüchtert worden. In mehreren Fällen seien wegen dem oben 
genannten Spruch Schüler*innen von der Polizei festgehalten, Anzeigen 
angedroht und die Schüler*innen zurück an die Schule geschickt worden. 
Rechtsexperten hätten geäußert, dass Demosprüche wie „Merz stirb doch 
selbst an der Ostfront“ legal seien und kein Grund für Polizeirepressionen. 
Die Schilder seien Machtkritik, wie sie ein Kanzler aushalten müsse. Dazu 
seien aus anderen Städten keine ähnlichen Repressionen gegen die Schü-
ler*innen bekannt.
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Ihre Fragen richten sich zum einen Teil (Frage 1 und 2) an das Polizeiprä-
sidium München (PPM) und stehen zum anderen Teil im Kontext mit ver-
sammlungsrechtlichen Belangen (Frage 3 bis 7). 

Das für Versammlungen zuständige Kreisverwaltungsreferat (KVR) hat des-
halb das Polizeipräsidium München eingebunden, welche zu den Fragen 1 
und 2 wie folgt Stellung genommen hat.

Frage 1: 
Aus welchem Grund wurden am 5. März und am 8. Mai jeweils auf den 
Schulstreiks die Identität von mehreren Schüler*innen festgestellt? Auf 
welchen Tatbestand beruft sich die Polizei?

Antwort des PPM zu Frage 1:
Am 5.3.2026 und 8.5.2026 wurden durch Versammlungsteilnehmer der 
jeweiligen sich fortbewegenden Versammlungen „Schulstreik gegen die 
Wehrpflicht“ Plakate mit den Aufschriften „Merz stirb doch selbst an der 
Ostfront“ gezeigt. Der Schriftzug erfüllte den Anfangsverdacht der Tatbe-
stände der § 188 StGB (Gegen Personen des politischen Lebens gerichtete 
Beleidigung) und § 90 b StGB (Verfassungsfeindliche Verunglimpfung von 
Verfassungsorganen).

Frage 2:
Welche Ebene der Polizei hat für die vorrübergehende Festnahme der De-
monstrantin am 8. Mai 2026 den Befehl gegeben?

Antwort des PPM zu Frage 2:
Bei der Versammlung am 8.5.2026 wurde durch die polizeiliche Einsatzlei-
tung die grundsätzliche Freigabe zur Durchführung strafprozessualer Maß-
nahmen in diesem Zusammenhang erteilt.

Zu den Fragen 3 bis 7 wird unter Einbindung des für Versammlungen zu-
ständigen KVR wie folgt ausgeführt:

Frage 3:
Halten die Stadt München und der Oberbürgermeister die Polizei-Einsätze 
gegen die Schulstreiks für gerechtfertigt?

Antwort:
Grundsätzlich gilt: Die Landeshauptstadt München gewährleistet die Ver-
sammlungsfreiheit im Rahmen ihrer Zuständigkeit gem. Art. 24 Abs. 1 Bay-
erisches Versammlungsgesetz (BayVersG). Ab Beginn von Versammlungen 
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und in unaufschiebbaren Fällen ist die Polizei auch zuständig, Art. 24 Abs. 2 
S. 2 BayVersG und trifft eigene Maßnahmen in eigener Zuständigkeit. 
Unabhängig davon sind für die Verfolgung von Straftaten die Staatsanwalt-
schaften und die Polizei zuständig. 
So verhält es sich auch im Hinblick auf die beiden gegenständlichen Ver-
sammlungen vom 5. und 8.5.2026.
Die im Rahmen dieser eigenen Zuständigkeit getroffenen Maßnahmen 
werden von der Landeshauptstadt München nicht bewertet.

Frage 4:
Welche Maßnahmen hält die Stadt für geeignet, um willkürliche Polizeire-
pression gegenüber den Jugendlichen zu unterbinden?

Antwort:
Insoweit wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. Im Übrigen macht 
sich die Landeshauptstadt München die Bewertung der polizeilichen Maß-
nahmen durch die Antragstellenden explizit nicht zu eigen. 

Frage 5:
Wie wird die Stadt München in Zukunft gewährleisten, dass die Versamm-
lungsfreiheit der Schüler*innen bei den Schulstreiks gewährleistet wird?

Antwort:
Siehe Antwort zu Frage 3.

Frage 6:
Wie bewertet die Stadt die Praxis der Polizei, Beteiligte des Schulstreiks 
zurück in die Schule zu bringen?

Antwort:
Die Versammlungsfreiheit gem. Art. 8 Grundgesetz (GG) gilt auch für Schü-
ler*innen. Allerdings kollidiert dieses Grundrecht während der Schulzeiten 
mit dem Recht auf Bildung aus Art. 7 GG, aus dem die Schulpflicht abge-
leitet wird.

Schulleitungen können für die Teilnahme an einer Demonstration im Einzel-
fall eine Ausnahme von der Schulpflicht erteilen. Liegt eine solche Befrei-
ung bzw. Beurlaubung nicht vor, können daraus disziplinarische Maßnah-
men und/oder Bußgeldverfahren drohen, vgl. 119 Bayerisches Gesetz über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG).
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Das Versammlungsbüro weist deshalb Veranstaltende von Versammlun-
gen, die sich an Schüler*innen richten und die während der üblichen Schul-
zeiten stattfinden, auf die Schulpflicht und die bestehende Kollision der 
Grundrechte hin.

Die Maßnahme, an einer Versammlung teilnehmende Schüler*innen, die 
gegen die Schulpflicht verstoßen, in die Schule zu bringen, trifft die Polizei 
im Rahmen ihrer Zuständigkeiten. Eine Bewertung polizeilicher Maßnah-
men findet durch die Landeshauptstadt München nicht statt.

Frage 7:
Steht diese autoritäre Einschüchterung im Widerspruch zum Ziel der Stadt 
zur Demokratiebildung und wie will die Stadt dagegenwirken?

Antwort:
Siehe Antworten zu Fragen 3 und 4.
Im Übrigen wird auf die zahlreiche Teilnahme von Schüler*innen an den 
gegenständlichen Versammlungen und auf die Zuständigkeiten der Polizei 
verwiesen.
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Sicher und sauber Silvester feiern, ohne Angst und Ärger
Antrag Stadtrats-Mitglieder Daniel Stanke, Markus Walbrunn und Iris Was-
sill (AfD) vom 8.1.2026

Antwort Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller:

In Ihrem Antrag vom 8.1.2026 führen Sie Folgendes aus: 
„Das Kreisverwaltungsreferat wird beauftragt, rechtzeitig vor dem Jahres-
wechsel 2026/2027 folgende Maßnahmen zu ergreifen. Schwerpunkt sind 
dicht bebaute Gebiete und bekannte ‚Problemviertel‘:
1. 	Durchführung einer Informationskampagne zu den anstehenden Silves-

terfeierlichkeiten bspw. durch einfach gehaltene Hinweistafeln, in denen 
um Mäßigung, gegenseitige Rücksichtnahme und ein Hinterlassen des 
Geländes in ordentlichem Zustand geworben wird.

2. 	Einsatz von Ordnungskräften, insbesondere des Kommunalen Außen-
diensts (KAD), um die körperliche Unversehrtheit aller Beteiligten und in 
der Nähe befindlichen Personen zu schützen und um jegliche Eskalation 
der Feierlichkeiten rechtzeitig zu unterbinden.“

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir, Ihren Antrag als Brief zu 
beantworten.

Zu Punkt 1:
Erfahrungen aus vergleichbaren Situationen zeigen, dass reine Appelle in 
Form von Schildern oder auch durch Informationskampagnen, in denen um 
Mäßigung und Rücksichtnahme der Silvesterfeiernden geworben werden, 
in der Regel nur eine sehr begrenzte Wirkung entfalten. Insbesondere an 
Silvester handelt es sich um ein Ereignis mit hoher Dynamik, Alkoholkon-
sum und einer insgesamt geringeren Sensibilität für ordnungsrechtliche 
Hinweise. In diesem Kontext werden entsprechende Aufforderungen häu-
fig nicht wahrgenommen oder bewusst ignoriert.

Ergänzend ist zu berücksichtigen, dass viele der anfallenden Rückstände 
(z.B. Feuerwerksreste, Verpackungen, Glasscherben) unmittelbar nach 
Mitternacht aus Sicherheitsgründen nicht ohne Weiteres beseitigt werden 
oder von den Verursachern gar nicht mehr ihrem Ursprung zugeordnet 
werden können.

Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass das Aufstellen von 
Schildern oder Informationskampagnen durch Medien (Zeitung, Rundfunk, 
etc.) keine wirksame Maßnahme zur nachhaltigen Reduzierung des Silves-
termülls und zur gegenseitigen Rücksichtnahme und Mäßigung darstellen. 
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Zudem dürften für das gesamte Stadtgebiet weit mehr als tausend Schil-
der notwendig sein, die aufgestellt und später wieder entfernt werden 
müssten.

Unabhängig von der Möglichkeit, Verbotsschilder aufzustellen oder Infor-
mationskampagnen durchzuführen, gibt es keine ausreichenden Personal-
kapazitäten und kein entsprechendes Budget für weitere freiwillige Maß-
nahmen. 

Zu Punkt 2:
Der beim Kreisverwaltungsreferat angesiedelte Kommunale Außendienst 
(KAD) ist im vom Stadtrat festgelegten Einsatzgebiet rund um den Münch-
ner Hauptbahnhof tätig.

Es umfasst den Umgriff des Hauptbahnhofs und reicht vom Alten Botani-
schen Garten bis zur Herzog-Wilhelm-Straße. Es ist nach Westen durch die 
Paul-Heyse-Straße und nach Süden durch die Nußbaumstraße begrenzt. In 
diesem Bereich ist der KAD auch an Silvester im Schichtbetrieb tätig. Sein 
Einsatz erfolgt mit dem Ziel, durch Präsenz und Kommunikation auf die 
Einhaltung von Gesetzen und stadtrechtlichen Vorschriften hinzuwirken. 
Wo dies erforderlich ist, werden Störungen auch durch Ordnungswidrig-
keitsanzeigen geahndet. Das Feuerwerksverbot im Bereich der Fußgänger-
zone in der Altstadt sowie das Böllerverbot innerhalb des Mittleren Rings 
werden dabei in den jeweils im Einsatzgebiet des KAD liegenden Berei-
chen überwacht.

In Abstimmung mit dem Polizeipräsidium München unterstützte der KAD 
2025 organisatorisch auch das für Silvesterfeierlichkeiten auf dem Marien-
platz bestehende Sicherheitskonzept durch Streifen. Insgesamt blieb die 
Lage dabei auch 2025 in den durch den KAD an Silvester überwachten Be-
reichen ruhig und übersichtlich.

Nachdem der KAD ganzjährig im Schichtbetrieb tätig ist, werden Ord-
nungsstörungen auch beim kommenden Jahreswechsel innerhalb des Ein-
satzgebiets durch ihn unterbunden und geahndet werden.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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München bringt den Stein ins Rollen: Teilnahme  
am Abpflastern 2027 
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BK/ML) 
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An den Oberbürgermeister 
der Landeshauptstadt München 
Rathaus, Marienplatz 8 
80331 München 
 München, 17.08.2026 
Antrag: 
München bringt den Stein ins Rollen: Teilnahme am Abpflastern 2027 
 
Die Landeshauptstadt München beteiligt sich 2027 aktiv und öffentlichkeitswirksam 
am bundesweiten Wettbewerb „abpflastern“. 
Dazu wird die Stadtverwaltung beauftragt, 

1. geeignete städtische Flächen zu identifizieren, die im Wettbewerbszeitraum 
entsiegelt und möglichst begrünt werden können, 

2. bereits für 2027 geplante Entsiegelungsmaßnahmen in den Wettbewerb 
einzubringen, 

3. Bezirksausschüsse, Bürger:innen, Unternehmen, Vereine, Schulen, 
Kindertageseinrichtungen, Wohnungsbaugesellschaften und weitere 
Institutionen zur Teilnahme und Nennung von Flächen aufzurufen und über 
die städtischen Kommunikationskanäle über den Wettbewerb zu informieren, 

4. bestehende Beratungsangebote und Fördermöglichkeiten zur Entsiegelung 
privater Flächen im Rahmen der Kampagne bekannt zu machen, 

5. die im Rahmen des Wettbewerbs entsiegelten Flächen und die damit erzielten 
Ergebnisse nach Abschluss der Saison öffentlich zu dokumentieren. 
 

Begründung: 

München ist eine der am stärksten versiegelten Großstädte Deutschlands. Das 
spüren wir nicht nur im jährlichen „Jahrhundertsommer“, sondern auch, wenn es 
regnet und das wertvolle Nass, statt im Boden zu versickern zusammen mit dem 
Abwasser in die Isar läuft. 

Jeder Quadratmeter, der entsiegelt und begrünt wird, verbessert deshalb das 
Stadtklima und macht München widerstandsfähiger gegen Hitze und Starkregen. Der 
bundesweite Wettbewerb „abpflastern“1 verbindet dieses Ziel mit einer einfachen 
Idee: Städte und Gemeinden treten gemeinsam mit ihrer Stadtgesellschaft in einem 
freundschaftlichen Wettbewerb darum an, möglichst viele versiegelte Flächen 
zurückzubauen. Dabei zählen nicht nur Maßnahmen der Stadt selbst. Auch Flächen, 
die von Privatpersonen, Unternehmen, Vereinen, Schulen oder anderen 
Einrichtungen entsiegelt werden, können für die jeweilige Kommune gewertet 
werden. 

Der Wettbewerb bietet München damit die Chance, aus vielen einzelnen 
Maßnahmen eine gemeinsame stadtweite Aktion zu machen. Die Stadt kann mit 
gutem Beispiel vorangehen und zugleich Menschen motivieren, auf dem eigenen 
Grundstück, im Innenhof, auf einem Firmengelände oder rund um soziale und 
öffentliche Einrichtungen selbst aktiv zu werden. 

 
1 https://www.abpflastern.de/  

https://www.abpflastern.de/


Fraktion ÖDP/BK/ML 
Rathaus, Marienplatz 8 ● Zimmer 116 -118 ● 80331 München 

● E-Mail: fraktion-oedp-bk-ml@muechen.de  
● Telefon: 089 / 233 - 26922  

Andere Großstädte beteiligen sich bereits am Wettbewerb und nutzen ihn, um für 
Entsiegelung zu werben. München sollte 2027 ebenfalls antreten und zeigen, wie viel 
Fläche innerhalb eines Jahres gemeinsam zurückgewonnen werden kann. 

Die Teilnahme ist zudem mit vergleichsweise geringem organisatorischem Aufwand 
möglich. Eine formelle Anmeldung der Kommune ist nach Angaben der Veranstalter 
nicht erforderlich. Gemeldete Flächen werden anhand ihrer Postleitzahl automatisch 
der jeweiligen Kommune zugerechnet. Für die Öffentlichkeitsarbeit stellt das Projekt 
zudem Flyer, Plakate, Präsentationen und weiteres Informationsmaterial zur 
Verfügung. 

 
Initiative: 
Johann Sauerer, stellv. Fraktionsvorsitzender, Planungspolitischer Sprecher 
Tobias Ruff, Fraktionsvorsitzender 
 
Gezeichnet: 
Dirk Höpner, stellv. Fraktionsvorsitzender 
Kathrin Schäfer, Stadträtin 
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Montag, 17. August 2026 

 
 

Bessere Planbarkeit bei den Heizkosten: Münchner  
Wohnen führt neues Gasbeschaffungsmodell ein  
Pressemitteilung Münchner Wohnen GmbH 
 
Neue Schimpansin Brigitte erweitert die Zentralafri- 
kanische Schimpansengruppe in Hellabrunn 
Pressemitteilung Tierpark Hellabrunn 
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Pressemitteilung – München, 17.08.2026

Bessere Planbarkeit bei den  
Heizkosten: Münchner Wohnen führt 
neues Gasbeschaffungsmodell ein  
Die Wohnungsbaugesellschaft der Landeshauptstadt München stellt ihre  
Gasbeschaffung auf ein Tranchenmodell um. Der schrittweise Einkauf von Gas soll 
Preisschwankungen an den Energiemärkten abfedern und die Heizkosten für die 
Mieter*innen künftig verlässlicher machen.  

Die Münchner Wohnen stellt die Wärmeversorgung 
ihrer Wohnanlagen sukzessive auf klimaneutrale 
Wärmequellen um – insbesondere durch den 
Ausbau von Fernwärme und die Nutzung von 
Geothermie. Derzeit werden noch 37 Prozent der 
fast 75.000 Wohnungen der Münchner Wohnen 
mit Gas versorgt. Das System der Gasbeschaffung 
für diese Wohnanlagen optimiert das Unternehmen 
nun und stellt es mit dem kommenden Lieferjahr 
2027 um.

Im neuen Tranchenmodell wird Gas jetzt für das 
nächste Lieferjahr im Zweiwochenrhythmus 
eingekauft – bis zu einem halben Jahr im Voraus. 
Durch diesen frühzeitigen Einkauf sollen sich über 
den Einkaufszeitraum hinweg höhere und niedrige-
re Preise ausgleichen und Schwankungen geglättet 
werden. Am Ende dieses Zeitraums steht dann ein 
stabiler Durchschnittspreis für das kommende Jahr 
fest. 

Da der Gaseinkauf künftig stets im Voraus erfolgt, 
schafft die Münchner Wohnen für ihre Mieter*in-
nen mehr Planungssicherheit bei den Nebenkos-
tenvorauszahlungen. Sie werden in Zukunft im 
Rahmen ihrer Betriebskostenabrechnung (bzw. der 
Festsetzung der Vorauszahlungen auf die Neben-
kosten) frühzeitig informiert, welcher Gaspreis für 
das kommende Jahr gilt. 

„Die Mieter*innen der Münchner Wohnen dürfen 
nicht die Leidtragenden sein von Preisexplosionen 
auf den Energiemärkten. Um Verlässlichkeit und 
Planbarkeit bei den Heizkosten zu gewährleisten, 
stellt die Münchner Wohnen deshalb ihre Gasbe-
schaffung um. Das ist wichtig, damit es bei den 
Heizkostenabrechnungen künftig keine bösen 

Überraschungen mehr gibt“, erklärt der Aufsichts-
ratsvorsitzende der Münchner Wohnen, Oberbür-
germeister Dominik Krause. 

Preise gestiegen 
Der geplante Kauf einer Tranche durch die Münch-
ner Wohnen kann ausgesetzt werden, wenn 
außergewöhnliche Preisentwicklungen zu erwarten 
sind. Geopolitische Ereignisse, insbesondere die 
Corona-Pandemie und der Ukrainekrieg, hatten in 
den vergangenen Jahren immer wieder zu starken 
Ausschlägen an den Gasmärkten geführt. Auch 
durch den Irankrieg waren die Gaspreise zuletzt 
zeitweise stark gestiegen. 

Die Münchner Wohnen nutzte bislang börsenno-
tierte Gasverträge, durch die über viele Jahre 
günstige Marktpreise unmittelbar an die Mieter*in-
nen weitergegeben werden konnten. Dabei richtet 
sich der Gaspreis nach quartalsweisen Börsenindi-
zes während des Lieferjahres, also nach der 
aktuellen Marktentwicklung unterjährig. Der Preis 
wird immer wieder anhand der aktuellen Marktent-
wicklung bestimmt und nicht bereits im Voraus 
festgelegt, wie es durch das nun neue Modell 
möglich ist. Ausschläge im Gaspreis haben aller-
dings sofort Einfluss auf die nächste Nebenkosten-
abrechnung. 

Vorausschauende Energieversorgung  
„Mit diesem Schritt zu einem neuen Modell über-
nehmen wir Verantwortung für eine vorausschau-
ende und möglichst sozialverträgliche Energiever-
sorgung, während wir die Abhängigkeit von 
kurzfristigen Marktbewegungen reduzieren“, sagt 
Jörg Franzen, Vorsitzender der Geschäftsführung 
der Münchner Wohnen.  
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„Die Stadtwerke München (SWM), mit denen wir 
dieses neue Beschaffungsmodell entwickelt haben, 
bleiben dabei unser verlässlicher Partner.“ 

Für die Mietenden der Münchner Wohnen entsteht 
kein Handlungsbedarf: Sie werden nach wie vor im 
Zuge ihrer jährlichen Betriebskostenabrechnungen 
über mögliche Änderungen in den Abschlagszah-
lungen informiert. 

Ihr Kontakt für Fragen:

Mathias Weber 
Pressesprecher 
089 8776629-4144 
mathias.weber@muenchner-wohnen.de

Münchner Wohnen
Gustav-Heinemann-Ring 111
81739 München 
www.muenchner-wohnen.de/presse
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Neue Schimpansin Brigitte erweitert die 
Zentralafrikanische Schimpansengruppe in 
Hellabrunn 
 
München, den 17. August 2026: Auf den Schimpansen-Mann Jambo, der Ende 2024 aus 
dem Zoo Pilsen nach Hellabrunn kam, folgte vergangene Woche ein weiteres Tier aus 
Tschechien: Das Weibchen Brigitte ist auf Empfehlung des Europäischen 
Erhaltungszuchtprogramms (EEP) nach München gekommen und soll künftig für weiteren 
Nachwuchs bei den zentralafrikanischen Schimpansen sorgen. 
 
Brigitte befindet sich seit vergangener Woche in der Kennenlernphase mit der Hellabrunner 
Schimpansengruppe. Aktuell findet diese noch ganz behutsam hinter den Kulissen statt. Auch an 
ihr neues Tierpfleger-Team soll sich Brigitte in aller Ruhe gewöhnen können. 
 
Wie bereits bei Jambo ist die Eingewöhnung eines neuen Tieres in eine bestehende 
Schimpansengruppe eine anspruchsvolle Aufgabe. Schimpansen leben in komplexen sozialen 
Strukturen mit klaren Hierarchien. Brigitte ist eine erfahrene Mutter mit einem Alter von 44 
Jahren. Um ihre Eingewöhnung bestmöglich vorzubereiten, gab es daher bereits im Vorfeld einen 
intensiven Austausch sowie gegenseitige Besuche zwischen den Tierpflege-Teams aus München 
und Pilsen. 
 
Zur natürlichen sozialen Interaktion von Schimpansen gehören auch lautstarke 
Auseinandersetzungen und körperliche Interaktionen. Daher wird die Zusammenführung der 
Tiere von den Tierpflegerinnen und Tierpflegern eng begleitet und erfolgt schrittweise. 
Mit dem neuen Weibchen soll vor allem die Gruppe der zentralafrikanischen Schimpansen in 
Hellabrunn erweitert werden. Mit Jambo, Zenta und dem gemeinsamen Jungtier Ayana hat diese 
Entwicklung bereits begonnen. 
 
Die Erweiterung der Hellabrunner Schimpansen-Gruppe, die in ihrer heutigen Form seit 2003 
besteht, folgt einer Empfehlung des EEP für die Haltung der zentralafrikanischen Unterart. Dieser 
gehören auch die beiden Hellabrunner Weibchen Zenta und Sophie an. Zentralafrikanische 
Schimpansen sind in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet in Ländern wie der Demokratischen 
Republik Kongo, Gabun und Kamerun stark gefährdet. Gleichzeitig gibt es in europäischen Zoos 
derzeit nur 43 Individuen dieser Unterart. Nachwuchs ist daher für den Erhalt der Population in 
menschlicher Obhut von großer Bedeutung. 
 
„Perspektivisch möchten wir uns bei der Haltung der Schimpansen auf die zentralafrikanische 
Unterart konzentrieren und damit das EEP bei der Erweiterung dieser Population in zoologischen 
Gärten unterstützen“, so Tierparkdirektor Rasem Baban. 
 



Zur Hellabrunner Schimpansen-Gruppe gehören die zentralafrikanischen Schimpansen Jambo, 
Zenta, Sophie, deren Jungtier Ayana sowie Neuzugang Brigitte. Darüber hinaus leben die 
Schimpansen Willi, Walter, Hannerl und Annemarie in Hellabrunn. 
 
Laut dem Jane-Goodall-Institut hat sich die Zahl der in der Natur lebenden Schimpansen seit den 
1950er-Jahren drastisch reduziert – von etwa 1,5 Millionen Tieren auf heute rund 300.000. Das 
entspricht einem Rückgang von mehr als 80 Prozent. Die zunehmende menschliche Nutzung 
natürlicher Ressourcen führt dazu, dass die Lebensräume der Schimpansen immer kleiner 
werden. Hinzu kommen weitere Bedrohungen wie Abholzung, Wilderei und der Klimawandel. 
Schimpansen werden zudem vielerorts als „Bushmeat“, also wegen ihres Fleisches, gejagt. 
 
Wann Brigitte erstmals für die Besucherinnen und Besucher zu sehen sein wird, steht aktuell 
noch nicht fest. Darüber wird der Tierpark rechtzeitig informieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei Rückfragen wenden Sie sich gerne an: 
Lisa Reininger  
Pressesprecherin  
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Tierparkstr. 30, 81543 München 
Tel: +49(0)89 62508-718 
Fax: +49(0)89 62508-52 
Email: presse@hellabrunn.de  
Website: www.hellabrunn.de  
 

 
 
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Vorsitzende des Aufsichtsrates: 
Verena Dietl, 3. Bürgermeisterin 
Vorstand: Dr. h.c. Rasem Baban 
Eingetragen in das Handelsregister 
des Amtsgerichts München, HRB 42030 
UST-IdNr.: DE 129 521 751 
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